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Bauleitplanung

Von: Wick, Karl-Heinz <Karl-Heinz.Wick@bezreg-koeln.nrw.de>
Gesendet: Donnerstag, 9. Juni 2022 12:44
An: Bauleitplanung
Cc: Kuhn, Celina; Brück, Hubert; Frings, Bettina
Betreff: AW: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1/32 "Mehrgenerationen-

Campus Rosbach" und 26. Änderung des Flächennutzungsplanes - erneute 
Behördenbeteiligung

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Ihrem Schreiben vom 23.05.2022 übersandten Sie mir die Unterlagen zu oben genanntem Verfahren. 
Daher gebe ich folgende Stellungnahme zum o.g. Vorhaben ab: 
 
Gewässerentwicklung/Hochwasserschutz: 
Am 01. September 2021 ist die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 
Hochwasserschutz (BRPHV) vom 19. August 2021 des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) in 
Kraft getreten (abrufbar unter: 
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl121s3712.pdf). Das 
übergreifende Ziel dieses Raumordnungsplans ist es, das Hochwasserrisiko in Deutschland für Siedlungs- und 
Verkehrsflächen sowie kritische Infrastrukturen zu minimieren und dadurch mögliche Schadenspotenziale 
einzugrenzen. Die in der Anlage der Verordnung aufgeführten Ziele (Z) und Grundsätze (G) sind daher im Rahmen 
des Verfahrens zur Aufstellung/Änderung des Flächennutzungsplans zu berücksichtigen.  
 
Grundsätzliches 
•             Mit der Einführung dieses Raumordnungsplans führt der Bund u. a. einen risikobasierten Ansatz in der 
Raumplanung ein, um Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten in den durch Hochwasser bedrohten Gebieten im 
Raumplanungsprozess stärker zu berücksichtigen. 
•             Die Wasserwirtschaft unterstützt die Kommunalplanung hierbei durch die Übermittlung der erhobenen 
Daten zu den Grundlagen der Wasserwirtschaft. 
•             Die Regelungen des Wasserhaushaltsgesetzes bleiben unberührt; es erfolgt eine weitgehende Bezugnahme 
auf die Definitionen und die Gebietskulissen des Fachrechts. 
•             Die Verordnung nimmt eine verstärkte Berücksichtigung von Flächen außerhalb von festgesetzten 
Überschwemmungsgebieten in den Blick; diese Flächen weisen statistisch ein zunehmendes Schadenspotential auf. 
•             Der kommunalen Bauleitplanung obliegt die Konkretisierung des BRPHV und eine Auseinandersetzung mit 
den einzelnen Zielen und Grundsätzen. 
 
 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht gebe ich hierzu folgende Hinweise: 
 
Zu I.1.1. (Z) : 
Ich weiße darauf hin, dass die Risiken von Hochwasser in dem Planungsraum zu prüfen sind. Neben der 
Eintrittswahrscheinlichkeit und der räumlichen und zeitlichen Auswirkung im Hochwasserfall sind auch die 
Wassertiefe und Fließgeschwindigkeit für eine Risikoabschätzung zu betrachten. Die amtlichen 
Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten können unter 
https://www.flussgebiete.nrw.de/hochwassergefahrenkarten-und-hochwasserrisikokarten-8406 abgerufen werden. 
 
Zu I.2.1. (Z): 
Bei der Einschätzung des Risikos aus Starkregenereignissen können die vom Bundesamt für Kartographie und 
Geodäsie (BKG) veröffentlichte Starkregengefahrenhinweiskarte für NRW (abzurufen unter www.klimaanpassung-
karte.nrw.de im Handlungsfeld Hochwasserschutz) eine hilfreiche Grundlage bieten. Ebenso können die 
kommunalen Starkregenrisikomanagementkonzepte hinzugezogen werden, insoweit diese für den angebenden 
Planungsraum er-stellt wurden. 
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Zu II.1.2 (Z), II.1.4 (G), II.1.5 (G), II.1.6 (G) und II.2.3. (Z): 
Es ist zu prüfen, ob in dem angegeben Planungsraum nachfolgende Maßnahmen derzeit in Abstimmung sind 
oder/und zukünftig geplant werden sollten: 
•             Freihaltung von Flächen für eine Verstärkung von Hochwasserschutzanlagen oder zur Deichrückverlegung 
•             Gewässerausbauverfahren mit Auswirkungen auf den Hochwasserschutz  
•             Hochwasserschutzmaßnahmen zur Sicherung der Maßnahmenliste des Nationalen 
Hochwasserschutzprogramm 
Es ist im Einzelfall zu prüfen und abzustimmen, ob der angegebene Planungsraum gegen eine dieser beabsichtigten 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen spricht. Auskunft hierüber können bei den Unterhaltungs- und 
Ausbaupflichtigen oder den zuständigen Wasserbehörden eingeholt werden.  
 
Zu II.2.2 (G): 
Insbesondere weise ich auf die Prüfung der unter Satz 2 Nummer 1 genannten „Rücknahme von in 
Flächennutzungsplänen für die Bebauung dargestellten Flächen“ und Satz 2 Nummer 2 genannten „Umplanung und 
Umbau vorhandener Siedlungen und Siedlungsstrukturen“ hin.  
 
Zu II.3 (G): 
Insbesondere weise ich auf das Planungs- und Genehmigungsverbot von in Satz 1 Nummer 3 genannten baulichen 
Anlagen in Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten hin.   
 
 
Bei weiteren Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Karl-Heinz Wick 
-- 
Bezirksregierung Köln 
Dezernat 54 – Wasserwirtschaft 
50606 Köln 
 
Dienstgebäude: Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln 
Telefon: + 49 (0) 221 - 147 - 4682 
Telefax: + 49 (0) 221 - 147 - 2879 
mailto:karl-heinz.wick@bezreg-koeln.nrw.de 
http://www.bezreg-koeln.nrw.de  
 
Folgen Sie uns auf Twitter: https://twitter.com/BezRegKoeln 
 
 

Von: Bauleitplanung <Bauleitplanung@gemeinde-windeck.de>  
Gesendet: Montag, 23. Mai 2022 16:41 
An: Bauleitplanung <Bauleitplanung@gemeinde-windeck.de> 
Betreff: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1/32 "Mehrgenerationen-Campus Rosbach" und 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes - erneute Behördenbeteiligung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu dem im Betreff genannten Verfahren sende ich Ihnen anbei das Anschreiben zur erneuten Behördenbeteiligung. 
 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
I.A. 
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Tobias Henrichs 
 

 
 

Gemeinde Windeck 
Sachbereich 51 
Planung / Bauverwaltung / Wirtschaftsförderung 
 

Sachbereichsleiter 
 
Rathausstr. 12 
51570 Windeck 
 

Büro Nr. 32 
Tel.: 02292-601 136 
Fax: 02292-601 289 
E-Mail: tobias.henrichs@gemeinde-windeck.de   
Internet: www.gemeinde-windeck.de   
 
 


